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Vereinssatzung 
Beschlossen in der Mitgliederversammlung vom 19. Mai 1976.  
Geändert in der Mitgliederversammlung vom 01. Oktober 1976. 
Geändert in der Mitgliederversammlung vom 21. Dezember 2020.  

 
§ 1 Name, Sitz und Zweck 

(1) Der Verein führt den Namen „Badischer Mieterring e.V.“. Er hat seinen Sitz in Freiburg i. 

Br. Der Verein ist in das Vereinsregister eingetragen. 

(2) Der Verein bezweckt den Zusammenschluss der Mieter von Wohn- und Geschäftsräumen 

sowie die Förderung ihrer Interessen und die Besserung der Miet- und Wohnverhältnisse. 

Dies soll erreicht werden durch: 

a. Vorträge, Versammlungen und Besprechungen 

b. Einwirkung auf die Gesetzgebung, Verwaltung und Presse 

c. Zusammenarbeit mit anderen Organisationen 

d. Beeinflussung und Förderung der kommunalen, staatlichen und 

genossenschaftlichen Bautätigkeit 

e. Rechtliche Beratung der Mitglieder einschließlich außergerichtlicher 

Interessenvertretung gegenüber der Vermieterseite oder deren 

Interessenvertretung 

 

§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied kann jede natürliche Person als Mieter von Wohn- und Geschäftsräumen werden, 

sofern sie voll geschäftsfähig ist und die Satzung des Vereins anerkennt.  

 

§ 3 Mitgliedsbeitrag 

(1) Die Höhe des Mitgliedsbeitrages wird durch die Hauptversammlung bestimmt.  

(2) Die Mitgliedsbeiträge werden in vierteljährlichen Raten im Voraus entrichtet. Durch 

Beschluss der Hauptversammlung kann auch festgelegt werden, dass der Vereinsbeitrag 

ganzjährlich im Voraus oder in monatlichen Teilzahlungen im Voraus zu entrichten ist. 

Auf Verlangen haben die Mitglieder dem Verein eine Einzugsermächtigung zum Einzug der 

Mitgliedsbeiträge im Lastschriftverfahren zu erteilen.  
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(3) Mitglieder, die ein halbes Jahr mit ihren Mitgliedsbeiträgen in Rückstand sind, können in 

mietrechtlichen Fragen nicht beraten werden, es sei denn, sie zahlen außer den 

rückständigen Beiträgen einen weiteren Jahresbeitrag im Voraus.  

 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

Sämtliche Mitglieder haben ohne Unterschied gleiche Rechte und Pflichten hinsichtlich der 

Inanspruchnahme der Vereinsleistungen. Der Verein darf in Fällen nicht tätig werden, in 

denen Interessenkonflikte verschiedener Mitglieder bestehen beziehungsweise zu 

befürchten sind. 

§ 5 Ende der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss.  

(2) Die Kündigung der Mitgliedschaft durch das Mitglied ist möglich jeweils zum 30. Juni oder 

31. Dezember eines Jahres. Die Kündigungsfrist beträgt jeweils sechs Monate. Die 

Mindestmitgliedsdauer beträgt jedoch zwölf Monate. Mitgliedsbeiträge sind stets bis zum 

Ende der Mitgliedschaft zu zahlen. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen.  

(3) Der Ausschluss eines Mitgliedes kann erfolgen, wenn es sich grobe Verstöße gegen die 

Vereinssatzung schuldig macht oder mit seinen Beiträgen mit einem Betrag im Rückstand 

ist, der dem Beitrag für sechs Monate oder mehr entspricht. Auch wiederholte 

unpünktliche beziehungsweise mehrmalige nicht erfolgte Beitragsleistungen berechtigen 

zum Ausschluss des Mitglieds, wenn sie nach vorangegangener Abmahnung und 

Androhung des Ausschlusses erneut vorkommen. 

(4) Der Ausschluss erfolgt durch die Geschäftsführung. Er ist dem Mitglied schriftlich 

mitzuteilen. Dem Ausgeschlossenen steht innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der 

Ausschlussmitteilung das Recht der Berufung an die nächste Hauptversammlung zu, die 

den Ausschluss bestätigt oder zurücknimmt. Bis zu einer Entscheidung der 

Hauptversammlung ruhen alle Rechte und Pflichten des Mitglieds. Bereits im Voraus 

bezahlte Beiträge verfallen zu Gunsten der Vereinskasse.  

 

§ 6 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung (§ /) 

b) der Vorstand (§ 9) 

§ 7 Mitgliederversammlung 

Aufgaben der Mitgliederversammlung: 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das höchste Organ des Vereins. Sie besteht aus allen 

Mitgliedern des Vereins. 

(2) Der Mitgliederversammlung obliegen insbesondere: 
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a) Die Wahl des Vorstandes und des Rechnungsprüfers. 

b) Die Entgegennahme des Jahres- und Kassenberichtes sowie des Berichtes des 

Rechnungsprüfers.  

c) Entlastung des Vorstandes. 

d) Genehmigung des Haushaltsplans. 

e) Beschlussfassung über Satzungsänderungen. 

f) Entgegennahme des Jahresberichts der Geschäftsführung. 

g) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins.  

h) Festlegung der Arbeitsschwerpunkte des Vereins.  

i) Beschluss der Ordnungen und Richtlinien des Vereins und der Mitgliedsbeiträge.  

 

§ 8 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alle zwei Jahre statt. Außerordentliche 

Mitgliederversammlung werden vom Vorstand beziehungsweise der Geschäftsführung 

nach Bedarf einberufen. Sie sind einzuberufen, wenn mindestens ein Zehntel der 

Mitglieder dies schriftlich vom Vorstand unter Angabe des Zwecks und der 

Tagesordnungspunkte verlangen. 

Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt mittels Bekanntgabe in der Badischen 

Zeitung einschließlich deren Ausgaben für den Bereich Emmendingen und Müllheim. Die 

Einberufung kann auch schriftlich erfolgen. Die Frist für die Einberufung einer 

ordentlichen Mitgliederversammlung beträgt mindestens vier Wochen, für die 

außerordentliche Mitgliederversammlung mindestens zwei Wochen.  

(2) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Auf Antrag können Gäste zugelassen 

werden. Die anwesenden Mitglieder entscheiden über den Antrag mit einfacher Mehrheit.  

(3) Die Versammlung bestimmt einen Versammlungsleiter mit einfacher Mehrheit.  

(4) Soweit Gesetz oder Satzung nichts anderes bestimmen, werden alle Beschlüsse mit 

einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen 

bleiben außer Betracht. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.  

Es wird offen abgestimmt. Eine Stellvertretung bei Stimmabgabe ist nicht zulässig. Auf 

Antrag kann durch Mehrheitsbeschluss schriftliche geheime Abstimmung beschlossen 

werden. 

(5) Von jeder Mitgliederversammlung wird eine Niederschrift aufgenommen. Der 

Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. Die Niederschrift ist von diesem 

und dem Versammlungsleiter zu unterzeichnen. 

(6) Die ordentliche Mitgliederversammlung ist bei ordnungsgemäßer Einberufung in jedem 

Fall beschlussfähig. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind beschlussfähig, 

wenn mindestens ein Zehntel alle Mitglieder vertreten sind. Kommt eine 

Beschlussfähigkeit nicht zu Stande, ist die außerordentliche Mitgliederversammlung zu 

wiederholen. Diese ist dann in jedem Fall beschlussfähig, worauf bereits in den 

Bekanntmachungen zur Mitgliederversammlung hinzuweisen ist. Zu den 
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Wiederholungsversammlungen kann bereits mit der Einberufung zur ersten Versammlung 

geladen werden. 

 

§ 9 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem ersten und zweiten Vorsitzenden. Sie vertreten den Verein 

gerichtlich und außergerichtlich. Jedes Vorstandsmitglied ist einzelvertretungsberechtigt. 

Der Vorstand wird durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei 

Jahren gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. Nach Ablauf seiner Amtsdauer bleibt der 

Vorstand so lange kommissarisch im Amt, bis  ein Nachfolger gewählt ist, längstens jedoch 

für weitere zwei Jahre. 

(2) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereines zuständig, soweit sie nicht der 

Geschäftsführung oder der Mitgliederversammlung zugewiesen sind.  

(3) Tätigkeit des war Vorstandes ist ehrenamtlich. Eine Entschädigung für den mit der 

Tätigkeit verbundenen Zeitaufwand kann nur analog zu § 2 (3) ZSEG bis zur dort 

geregelten Höhe für nicht erwerbstätige haushaltsführende Person verlangt werden 

(derzeit DM 20,-- /Std.).  

(4) Der Vorstand bestimmt einen Geschäftsführer, der die laufenden Geschäfte des Vereins als 

Angestellte des Vereins führt. In diesem Fall ist die Geschäftsführung Vertreter des 

Vereins nach § 30 BGB, andernfalls der Vorstand.  

Die Vertretungsmacht des Geschäftsführers als besonderen Vertreter, ist auf 

Rechtsgeschäfte bis zu einem Betrag von DM 10.000, – im Einzelfall beschränkt.  

 

§ 10 Rechnungsprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt einen Rechnungsprüfer, der nicht Mitglied des Vereins 

sein muss. Der Rechnungsprüfer wird jeweils für die Dauer von zwei Geschäftsjahren 

gewählt. Die unmittelbare Wiederwahl ist zulässig. Die Tätigkeit ist ehrenamtlich. Eine 

Entschädigung für den mit der Tätigkeit verbundenen Zeitaufwand kann nur analog zu § 2 

(3) ZSEG bis zur dort geregelten Höhe für nicht erwerbstätige haushaltsführende Person 

verlangt werden (derzeit DM 20,--/Std). 

(2) Der Rechnungsprüfer prüft die Kassen– und Rechnungsführung des Vereins nach Ablauf 

eines jeden Geschäftsjahres und berichtet darüber auf der Mitgliederversammlung. Die 

Tätigkeit ist ehrenamtlich. 

 

§ 11 Satzungsänderung des Vereins 

(1) Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit von 2/3 der 

abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(2) Zur Änderung des Zweckes des Vereins ist die Zustimmung von mindestens 2/3 aller 

Mitglieder erforderlich. 
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§ 12 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 13 Gerichtsstand 

Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand ist für alle Ansprüche und Streitigkeiten 

zwischen dem Verein und den Mitgliedern der Sitz des Vereins: Freiburg i. Br.  

 

§ 14 Auflösung des Vereins 

(1) Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden. Zu dem 

Beschluss ist eine Mehrheit von 9/10 der abgegebenen Stimmen erforderlich. Wird mit 

der Auflösung des Vereins nur eine Änderung der Rechtsform oder eine Verschmelzung 

mit einem gleichartigen, anderen Verein angestrebt, sodass die unmittelbare 

ausschließliche Verfolgung des bisherigen Vereinszwecks durch den neuen Rechtsträger 

weiterhin gewährleistet wird, geht das Vereinsvermögen auf den neuen Rechtsträger 

über. 

Ansonsten fällt bei der Auflösung des Vereines das Vereinsvermögen dem deutschen 

Mieterbund, Köln zu, der es für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.  

 

§ 15 Inkrafttreten 

(1) Diese geänderte Satzung tritt in Kraft, sobald sie von der Mitgliederversammlung 

beschlossen ist. 

(2) Sofern zur Erlangung der Anerkennung als gemeinnützig und besonders 

förderungswürdig vom Finanzamt Änderungen der Satzung verlangt werden, wird der 

Vorstand bevollmächtigt, die Satzung dementsprechend zu ändern.  

 

Freiburg i. Br., den  

 

 

Amtsgericht – Registergericht 
Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 


